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Tagesordnung  

 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses samt Lagebericht, gesondertem (konsolidier-

tem) nichtfinanziellen Bericht und Corporate-Governance-Bericht zum 31.12.2017 sowie 

des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht zum 31.12.2017 sowie des vom Auf-

sichtsrat erstatteten Berichts für das Geschäftsjahr 2017. 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des im Jahresabschluss ausgewiesenen Bilanzer-

gebnisses. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 

2017. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 
2017. 

5. Beschlussfassung über die Festsetzung einer Vergütung für die Mitglieder des Aufsichtsrats 

für das Geschäftsjahr 2017. 

6. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2018. 

7. Wahlen in den Aufsichtsrat. 

8. Beschlussfassung 

a)  über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals in Punkt 5.3 der Sat-

zung, wonach der Vorstand gemäß § 169 AktG ermächtigt ist, innerhalb von fünf 

Jahren nach Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch das 
Grundkapital um bis zu EUR 5.400.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.400.000 

Stück neuen, auf Inhaber lautenden Stammaktien (Stückaktien) gegen Bar- oder 

Sacheinlagen, auch in mehreren Tranchen, auch unter Ausschluss des Bezugs-

rechts, zu erhöhen und den Ausgabekurs sowie die Ausgabebedingungen im Ein-

vernehmen mit dem Aufsichtsrat festzusetzen, und wonach der Aufsichtsrat er-
mächtigt ist, Änderungen der Satzung, die sich aus dem genehmigten Kapital er-

geben, zu beschließen; 

 sowie 



 

 3 

b) über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals, und zwar Beschlussfassung 

über die Ermächtigung des Vorstands, innerhalb von fünf Jahren nach Eintragung 

der entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch das Grundkapital um bis zu 
EUR 5.400.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.400.000 Stück neuen, auf Inhaber 

lautenden Stammaktien (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, auch in 

mehreren Tranchen, auch unter teilweisem oder gänzlichem Ausschluss des Be-

zugsrechts, zu erhöhen und den Ausgabekurs sowie die Ausgabebedingungen im 
Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzusetzen, sowie Ermächtigung des Auf-

sichtsrats, Änderungen der Satzung, die sich aus dem genehmigten Kapital erge-

ben, zu beschließen; 

 sowie 

c) über die mit den Beschlussfassungen in den Punkten a) und b) einhergehenden 
Satzungsänderungen. 

9. Beschlussfassung  

a)  über die Ermächtigung des Vorstands gemäß § 174 Abs 2 AktG innerhalb von fünf 

Jahren ab dem Datum der Beschlussfassung mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, mit denen ein Umtausch- oder 
Bezugsrecht auf bis zu 9.000.000 Stück auf Inhaber lautende Stammaktien der Ge-

sellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 

EUR 9.000.000,00 verbunden ist, auch in mehreren Tranchen, auszugeben und alle 

weiteren Bedingungen, die Ausgabe und das Wandlungsverfahren der Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen, den Ausgabebetrag sowie das Umtausch- 

oder Wandlungsverhältnis festzusetzen. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird aus-

geschlossen. Die Bedienung der Umtausch- oder Bezugsrechte kann durch beding-

tes Kapital oder mit eigenen Aktien oder einer Kombination daraus erfolgen. Der 

Preis der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ist unter Berücksichti-
gung anerkannter finanzmathematischer Methoden in einem anerkannten Preisfin-

dungsverfahren zu ermitteln; 

 sowie 

b) über die bedingte Erhöhung des Grundkapitals gemäß § 159 Abs 2 Z 1 AktG um 

bis zu Nominale EUR 9.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 9.000.000 Stück 
neuen, auf Inhaber lautenden Stammaktien zur Ausgabe an Gläubiger von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen – zu der der Vorstand in dieser Hauptver-

sammlung ermächtigt wird – und Feststellung der Erfordernisse gemäß § 160 
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Abs 2 AktG über die Ermächtigung des Vorstandes, die weiteren Einzelheiten der 

bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzusetzen, insbesondere die 

Einzelheiten der Ausgabe und des Wandlungsverfahrens der Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen, den Ausgabebetrag sowie das Umtausch- oder 

Wandlungsverhältnis, und über die Ermächtigung des Aufsichtsrates Änderungen 

der Satzung, die sich durch die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital er-

geben, zu beschließen ("Bedingtes Kapital 4"); 

 sowie 

c) über die mit der Beschlussfassung in Punkt b) einhergehende Satzungsänderung 

durch Ergänzung von Punkt 5. (Grundkapital) der Satzung um den neuen Punkt 

5.2 d). 
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Beschlussvorschlag zum 1. Tagesordnungspunkt 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses samt Lagebericht, gesondertem (konsoli-
diertem) nichtfinanziellen Bericht und Corporate-Governance-Bericht zum 31.12.2017 
sowie des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht zum 31.12.2017 sowie des vom 
Aufsichtsrat erstatteten Berichts für das Geschäftsjahr 2017 

 

Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt ist nicht erforderlich. 
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Beschlussvorschlag zum 2. Tagesordnungspunkt 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des im Jahresabschluss ausgewiesenen Bilan-
zergebnisses. 

 

Der Jahresabschluss der Warimpex Finanz- und Beteiligungs Aktiengesellschaft zum 31.12.2017 

weist für das Geschäftsjahr 2017 einen Bilanzgewinn in der Höhe von EUR 16.565.193,77 aus.  

Der Vorstand schlägt daher vor, den im Jahresabschluss zum 31.12.2017 der Warimpex Finanz- und 

Beteiligungs Aktiengesellschaft ausgewiesenen Bilanzgewinn wie folgt zu verwenden:  

Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,06 je dividendenberechtigter Aktie und Vortrag des ver-

bleibenden Restbetrags auf neue Rechnung. 

Die Ausschüttung des Bilanzgewinns wird nach österreichischem Steuerrecht als Einlagenrückzah-

lung gemäß § 4 Abs 12 Einkommensteuergesetz qualifiziert. Die Dividende ist am 22. Juni 2018 zur 

Zahlung fällig (Dividenden-Zahltag).  
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Beschlussvorschlag zum 3. Tagesordnungspunkt 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäfts-
jahr 2017. 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss 

fassen: 

Beschluss 

 

Den Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft wird für das Geschäftsjahr 2017 die Entlastung er-

teilt. 
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Beschlussvorschlag zum 4. Tagesordnungspunkt 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2017. 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss 

fassen: 

Beschluss 

 

Den Mitgliedern des Aufsichtsrats der Gesellschaft wird für das Geschäftsjahr 2017 die Entlastung 

erteilt. 
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Beschlussvorschlag zum 5. Tagesordnungspunkt 

 

5. Beschlussfassung über die Festsetzung einer Vergütung für die Mitglieder des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2017. 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss 

fassen: 

Beschluss 

 

Den Aufsichtsratsratsmitgliedern wird für das Geschäftsjahr 2017 eine Vergütung in der Höhe von 

insgesamt EUR 135.000,00 (Vorjahr EUR 135.000,00) und ein einmaliger Bonus von EUR 68.000,00 

(Vorjahr EUR 0,00) gewährt, wobei die Verteilung dieser Vergütung an die Mitglieder des Aufsichts-
rats durch den Aufsichtsrat selbst vorzunehmen ist. 
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Beschlussvorschlag zum 6. Tagesordnungspunkt 

 

6. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2018. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss fassen: 

Beschluss 

 

Die Ernst & Young Wirtschaftsprüfungsgesellschaft m.b.H., Wagramer Straße 19, 1220 Wien, wird 

zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 bestellt.  

 

Hinweis: 

Der Bericht des vorgeschlagenen Abschlussprüfers gemäß § 270 Abs 1a UGB (Transparenzangaben) 
wird getrennt von diesem Beschlussvorschlag auf der Internetseite der Gesellschaft 

(www.warimpex.com) veröffentlicht und am Sitz der Gesellschaft aufgelegt werden. 
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Beschlussvorschlag zum 7. Tagesordnungspunkt 

 

7. Wahlen in den Aufsichtsrat. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss fassen: 

Beschluss 

 

Herr Hubert Staszewski wird als Mitglied des Aufsichtsrats bis zur Beendigung der Hauptversamm-

lung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2022 beschließt, in den Aufsichtsrat der Gesell-

schaft gewählt. 

 

Hinweis: 

Mit Beendigung der Hauptversammlung am 14. Juni 2018 endet die Funktionsperiode des Aufsichts-

ratsmitgliedes Hubert Staszewski ,weshalb eine Neuwahl in den Aufsichtsrat notwendig wird. 

Die entsprechende Erklärung gemäß § 87 Abs 2 AktG sowie der Lebenslauf des Kandidaten werden 

getrennt von diesem Beschlussvorschlag auf der Internetseite der Gesellschaft (www.warimpex.com) 

veröffentlicht und am Sitz der Gesellschaft aufgelegt werden. 
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Beschlussvorschlag zum 8. Tagesordnungspunkt 

 

8. Beschlussfassung 

a) über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals in Punkt 5.3 der 

Satzung, wonach der Vorstand gemäß § 169 AktG ermächtigt ist, innerhalb 

von fünf Jahren nach Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung im 

Firmenbuch das Grundkapital um bis zu EUR 5.400.000,00 durch Ausgabe 

von bis zu 5.400.000 Stück neuen, auf Inhaber lautenden Stammaktien (Stück-

aktien) gegen Bar- oder Sacheinlagen, auch in mehreren Tranchen, auch unter 

Ausschluss des Bezugsrechts, zu erhöhen und den Ausgabekurs sowie die Aus-

gabebedingungen im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzusetzen, und 

wonach der Aufsichtsrat ermächtigt ist, Änderungen der Satzung, die sich aus 

dem genehmigten Kapital ergeben, zu beschließen; 

sowie 

b) über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals, und zwar Beschlussfas-

sung über die Ermächtigung des Vorstands, innerhalb von fünf Jahren nach 

Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch das 

Grundkapital um bis zu EUR 5.400.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.400.000 

Stück neuen, auf Inhaber lautenden Stammaktien (Stückaktien) gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen, auch in mehreren Tranchen, auch unter teilweisem 

oder gänzlichem Ausschluss des Bezugsrechts, zu erhöhen und den Ausgabe-

kurs sowie die Ausgabebedingungen im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 

festzusetzen, sowie Ermächtigung des Aufsichtsrats, Änderungen der Satzung, 

die sich aus dem genehmigten Kapital ergeben, zu beschließen; 

sowie 

c) über die mit den Beschlussfassungen in den Punkten a) und b) einhergehenden 

Satzungsänderungen. 

 

Der Aufsichtsrat und der Vorstand schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss 

fassen: 
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Beschluss 

8.a) Die Hauptversammlung beschließt die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals in 

Punkt 5.3 der Satzung, wonach der Vorstand gemäß § 169 AktG ermächtigt ist, innerhalb 
von fünf Jahren nach Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch das 

Grundkapital um bis zu EUR 5.400.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.400.000 Stück neu-

en, auf Inhaber lautenden Stammaktien (Stückaktien) gegen Bar- oder Sacheinlagen, auch 

in mehreren Tranchen, auch unter Ausschluss des Bezugsrechts, zu erhöhen und den Aus-
gabekurs sowie die Ausgabebedingungen im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzuset-

zen, und wonach der Aufsichtsrat ermächtigt ist, Änderungen der Satzung, die sich durch 

die Ausgabe von Aktien aus dem genehmigten Kapital ergeben, zu beschließen; 

 sowie 

8.b) Die Hauptversammlung ermächtigt den Vorstand, innerhalb von fünf Jahren nach Eintra-
gung der entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch das Grundkapital um bis zu 

EUR 5.400.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.400.000 Stück neuen, auf Inhaber lautenden 

Stammaktien (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, auch in mehreren Tranchen, 

auch unter teilweisem oder gänzlichem Ausschluss des Bezugsrechts, zu erhöhen und den 

Ausgabekurs sowie die Ausgabebedingungen im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat fest-
zusetzen. Weiters ermächtigt die Hauptversammlung den Aufsichtsrat, Änderungen der 

Satzung, die sich durch die Ausgabe von Aktien aus dem genehmigten Kapital ergeben, zu 

beschließen; 

 sowie 

8.c) Punkt 5.3 der Satzung in der derzeit vorliegenden Fassung wird widerrufen. An dessen Stel-

le wird der folgende neue Punkt 5.3 in die Satzung eingefügt: 

 "5.3 Der Vorstand ist gemäß § 169 AktG ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren nach Ein-
tragung der entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch das Grundkapital um bis zu 
EUR 5.400.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.400.000 Stück neuen, auf Inhaber lautenden 
Stammaktien (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, auch in mehreren Tranchen, 
auch unter teilweisem oder gänzlichem Ausschluss des Bezugsrechts, zu erhöhen und den 
Ausgabekurs sowie die Ausgabebedingungen im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzu-
setzen. Weiters ist der Aufsichtsrat ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch die 
Ausgabe von Aktien aus dem genehmigten Kapital ergeben, zu beschließen." 
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Beschlussvorschlag zum 9. Tagesordnungspunkt 

 

9. Beschlussfassung  

a) über die Ermächtigung des Vorstands gemäß § 174 Abs 2 AktG innerhalb 
von fünf Jahren ab dem Datum der Beschlussfassung mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, mit denen 
ein Umtausch- oder Bezugsrecht auf bis zu 9.000.000 Stück auf Inhaber lau-
tende Stammaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grund-
kapital von bis zu EUR 9.000.000,00 verbunden ist, auch in mehreren Tran-
chen, auszugeben und alle weiteren Bedingungen, die Ausgabe und das 
Wandlungsverfahren der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 
den Ausgabebetrag sowie das Umtausch- oder Wandlungsverhältnis festzu-
setzen. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird ausgeschlossen. Die Bedienung 
der Umtausch- oder Bezugsrechte kann durch bedingtes Kapital oder mit ei-
genen Aktien oder einer Kombination daraus erfolgen. Der Preis der Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen ist unter Berücksichtigung aner-
kannter finanzmathematischer Methoden in einem anerkannten Preisfin-
dungsverfahren zu ermitteln; 

 sowie 

b) über die bedingte Erhöhung des Grundkapitals gemäß § 159 Abs 2 Z 1 AktG 
um bis zu Nominale EUR 9.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 9.000.000 
Stück neuen, auf Inhaber lautenden Stammaktien zur Ausgabe an Gläubiger 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen – zu der der Vorstand 
in dieser Hauptversammlung ermächtigt wird – und Feststellung der Erfor-
dernisse gemäß § 160 Abs 2 AktG, über die Ermächtigung des Vorstandes, 
die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durch-
führung festzusetzen, insbesondere die Einzelheiten der Ausgabe und des 
Wandlungsverfahrens der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 
den Ausgabebetrag sowie das Umtausch- oder Wandlungsverhältnis, und 
über die Ermächtigung des Aufsichtsrates Änderungen der Satzung, die sich 
durch die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital ergeben, zu be-
schließen ("Bedingtes Kapital 4"); 

 sowie 



 

 15 

c) über die mit der Beschlussfassung in Punkt b) einhergehende Satzungsände-
rung durch Ergänzung von Punkt 5. (Grundkapital) der Satzung um den 
neuen Punkt 5.2 d). 

 

Der Aufsichtsrat und der Vorstand schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss 

fassen: 

Beschluss 

 

9.a) Die Hauptversammlung ermächtigt den Vorstand gemäß § 174 Abs 2 AktG, innerhalb von 

fünf Jahren ab dem Datum der Beschlussfassung mit Zustimmung des Aufsichtsrates Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen, mit denen ein Umtausch- oder Bezugsrecht 

auf bis zu 9.000.000 Stück auf Inhaber lautende Stammaktien der Gesellschaft mit einem 
anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 9.000.000,00 verbunden ist, auch in 

mehreren Tranchen, auszugeben und alle weiteren Bedingungen, die Ausgabe und das 

Wandlungsverfahren der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, den Ausgabe-

betrag sowie das Umtausch- oder Wandlungsverhältnis festzusetzen. Das Bezugsrecht der 

Aktionäre wird ausgeschlossen. Die Bedienung der Umtausch- oder Bezugsrechte kann 
durch bedingtes Kapital oder mit eigenen Aktien oder einer Kombination daraus erfolgen. 

Der Preis der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ist unter Berücksichtigung 

anerkannter finanzmathematischer Methoden in einem anerkannten Preisfindungsverfahren 

zu ermitteln; 

 sowie 

9.b) Die Hauptversammlung beschließt die bedingte Erhöhung des Grundkapitals gemäß § 159 

Abs 2 Z 1 AktG um bis zu Nominale EUR 9.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

9.000.000 Stück neuen, auf Inhaber lautenden Stammaktien zur Ausgabe an Gläubiger von 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen – zu der der Vorstand in dieser Hauptver-
sammlung ermächtigt wird – und Feststellung der Erfordernisse gemäß § 160 Abs 2 AktG, 

über die Ermächtigung des Vorstandes, die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitaler-

höhung und ihrer Durchführung festzusetzen, insbesondere die Einzelheiten der Ausgabe 

und des Wandlungsverfahrens der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, den 

Ausgabebetrag sowie das Umtausch- oder Wandlungsverhältnis, und über die Ermächti-
gung des Aufsichtsrates Änderungen der Satzung, die sich durch die Ausgabe der Aktien 

aus dem bedingten Kapital ergeben, zu beschließen ("Bedingtes Kapital 4"); 
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 sowie 

9.c) Die Hauptversammlung beschließt die mit der Beschlussfassung in Punkt 9.2 einhergehende 

Satzungsänderung, sodass in Punkt 5. (Grundkapital) der Satzung der folgende neue Punkt 

5.2 d) ergänzt und eingefügt wird: 

"5.2 d) Das Grundkapital wird gemäß § 159 Abs 2 Z 1 AktG um bis zu Nominale EUR 

9.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 9.000.000 Stück neuen, auf Inhaber lautende Stamm-

aktien erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als Inhaber von 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, zu deren Ausgabe der Vorstand in der 

Hauptversammlung vom 14. Juni 2018 ermächtigt wurde, von dem ihnen gewährten Wand-

lungsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung (insbesondere Ausgabekurs, Inhalt der Aktienrechte, Zeitpunkt der Dividen-

denberechtigung) festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die 

sich durch die Ausgabe von Aktien auf Grundlage des bedingten Kapitals ergeben, zu be-

schließen ("Bedingtes Kapital 4")." 

 

 

Wien, im Mai 2018 


